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Jacob Söderman – 

Anwalt gegen Missstände



Hand auf’s Herz – wer von Ih-
nen hat schon einmal vom

Europäischen Bürgerbeauftragten
gehört oder könnte gar Genaueres
über seine Aufgaben und Befugnis-
se sagen? Und doch handelt es
sich bei dieser Einrichtung um eine
der bemerkenswertesten Errun-
genschaften in dem Bemühen, die
Europäische Union bürgerfreundli-
cher zu gestalten. Es ist daher loh-
nenswert, sich näher mit dieser
Einrichtung zu beschäftigen.

Zur Geschichte der 

Einrichtung des Bürger-

beauftragten und 

ihrer Verbreitung

Die Einrichtung des Bürgerbeauf-
tragten, so wie wir sie heute ken-
nen, ist vergleichsweise jung. Die
ersten Bürgerbeauftragten wur-
den in Schweden (1809), Finnland
(1919) und Dänemark (1953) ein-
geführt. Es ist daher nicht verwun-
derlich, dass der Bürgerbeauf-
tragte nach seinem schwedischen
Namen oft auch als „Ombuds-
man“ bezeichnet wird. Wem es
um „political correctness“ geht,
mag getrost von einer Ombuds-
person sprechen. Es handelt sich
dabei ganz allgemein gesprochen
um eine Einrichtung, die der Kon-
trolle der öffentlichen Gewalt und
dem Schutz der Bürger ihr gegen-
über dient. 

Heute gibt es in fast jedem Mit-
gliedstaat der EU und in einer
Vielzahl anderer Länder Bürgerbe-
auftragte. In manchen Ländern
(wie z. B. Großbritannien) gibt es
einen nationalen Bürgerbeauf-
tragten, in anderen (wie z. B. Itali-
en) nur regionale Bürgerbeauf-
tragte, die für eine bestimmte Re-
gion zuständig sind. Auch eine
Kombination dieser Systeme ist
möglich. So gibt es etwa in Spani-
en nicht nur einen nationalen Bür-

gerbeauftragten, sondern auch re-
gionale Bürgerbeauftragte. Es ist
auch nicht zwangsläufig so, dass
jeweils nur eine Person mit dem
Amt des Bürgerbeauftragten be-
traut werden könnte. In Österreich
etwa besteht die Volksanwalt-
schaft (wie das Amt des Bürgerbe-
auftragten dort heißt) aus drei
Volksanwälten. In manchen Staa-
ten vertraut man den Schutz der
Bürger gegen die öffentliche Ver-
waltung (wenn man einmal von
den durch die Gerichte gewährten
Rechtsschutzmöglichkeiten ab-
sieht) eher den Parlamenten an.
Zu diesen Ländern gehört auch
die Bundesrepublik Deutschland,
in der sowohl der Bundestag wie
auch die Parlamente der Länder
jeweils über einen Ausschuss ver-
fügen, der sich mit Petitionen
oder Eingaben von Bürgern be-
fasst. Auch in Deutschland be-
ginnt sich die Idee des Bürgerbe-
auftragten freilich langsam durch-
zusetzen. So verfügen bereits vier
Bundesländer (Mecklenburg-Vor-
pommern, Rheinland-Pfalz,
Schleswig-Holstein und Thürin-
gen) über eigene Bürgerbeauf-
tragte. Diese Beispiele zeigen
überdies, dass Petitionsausschüs-
se und Bürgerbeauftragte durch-
aus nebeneinander wirken kön-
nen und einander nicht ausschlie-
ßen. 

Das Amt des Europäischen

Bürgerbeauftragten

Auf der Ebene der Europäischen
Gemeinschaften gab es zunächst
für Bürger nur die Möglichkeit, sich
mit einer Petition an das Europäi-
sche Parlament zu wenden. Das
Parlament selbst schlug 1979 vor,
einen Bürgerbeauftragten einzu-
setzen, doch wurde dieser Vor-
schlag von den Mitgliedstaaten da-
mals nicht aufgegriffen. Im Laufe
der Jahre mehrten sich jedoch die
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Stimmen, die der EU fehlende Bür-
gernähe und mangelnde Transpa-
renz vorwarfen. In dem im Jahre
1992 unterzeichneten und im No-
vember 1993 in Kraft getretenen
Vertrag von Maastricht wurde da-
her die Einführung eines Europäi-
schen Bürgerbeauftragten be-
schlossen. Artikel 8 d (nunmehr Ar-
tikel 21) des EG-Vertrags bestimmt
seither, dass sich jeder Unionsbür-
ger an den Bürgerbeauftragten
wenden kann. Auf die Erfüllung
dieser Verheißung mussten die
Bürger allerdings noch etwas war-
ten, da es einige Zeit dauerte, bis
die Voraussetzungen geschaffen
waren, um das Funktionieren der
neuen Einrichtung sicherzustellen.
Vor allem aber musste eine Person
gefunden werden, die mit diesem
Amt betraut werden konnte. Der
EG-Vertrag schreibt vor, dass der
Bürgerbeauftragte sein Amt in völ-
liger Unabhängigkeit auszuüben
hat, bei der Erfüllung seiner Pflich-
ten von keiner Stelle Anweisungen
anfordern oder entgegennehmen
darf und während seiner Amtszeit
keiner anderen Berufstätigkeit
nachgehen darf. Das Europäische
Parlament, das den Bürgerbeauf-
tragten für die Dauer seiner eige-
nen Wahlperiode (also für fünf Jah-
re) zu wählen hat, verlangt in sei-
ner Geschäftsordnung allerdings
von möglichen Bewerbern den
Nachweis, dass ihre Bewerbungen
von mindestens 32 Mitgliedern des
Parlaments aus mindestens zwei
Mitgliedstaaten unterstützt wer-
den. 1995 trat der erste Bürgerbe-
auftragte, Herr Jacob Söderman,
sein Amt an.
Die Dienststelle des Bürgerbe-
auftragten ist in Straßburg ange-
siedelt; eine kleine Nebenstelle
besteht in Brüssel. Mit einer Zahl
von etwa 30 Mitarbeitern gehört
das Büro des Bürgerbeauftragten
zu den kleinsten Einrichtungen
der EU.

Die Aufgaben 

des Bürgerbeauftragten

Nach Artikel 195 des EG-Vertrags
ist der Bürgerbeauftragte befugt,
Beschwerden über „Missstände

bei der Tätigkeit der Organe oder
Institutionen der Gemeinschaft“
entgegenzunehmen. Obwohl die
Formulierung dies offen lässt, hat
der Bürgerbeauftragte natürlich
nicht nur die Befugnis, sondern
auch die Pflicht, sich mit diesen
Beschwerden zu befassen. 

Wer ist beschwerdeberechtigt?

Interessant ist die Regelung der
Frage, wer zur Einlegung einer Be-
schwerde berechtigt ist. Dies ist
zunächst einmal jeder Bürger der
EU, das heißt, mit anderen Wor-
ten, jeder Bürger eines Mitglied-
staats der EU. Auch ein deutscher
Staatsbürger, der in Amerika oder
in Polen wohnt, kann sich daher
an den Europäischen Bürgerbe-
auftragten wenden. Darüber hi-
naus ist aber auch jede juristische
Person mit Sitz in der EU be-
schwerdeberechtigt. Diese Mög-
lichkeit wird für große Unterneh-
men keine besondere Rolle spie-
len. Für kleine oder mittelständi-
sche Unternehmen, die Probleme
mit der Verwaltung der EU haben
(etwa, weil diese sich mit der Be-
zahlung erbrachter Dienstleistun-
gen allzu viel Zeit lässt), ist der
Bürgerbeauftragte hingegen in
vielen Fällen eine wertvolle Hilfe.
Schließlich können auch Angehö-
rige von Drittstaaten, die in der EU
wohnen, sich beim Bürgerbeauf-
tragten beschweren. 
Ein Beschwerdeführer braucht üb-
rigens nicht nachzuweisen, dass
er durch den gerügten Missstand
selbst betroffen ist. Dies läßt sich
an dem „Fall“ Van Buitenen veran-
schaulichen. Die Informationen,
die dieser mutige Beamte der EU-
Kommission dem Europäischen
Parlament zukommen ließ, trugen
entscheidend zum Sturz der EU-
Kommission im März 1999 bei. Der
Beamte wurde daraufhin von der
Kommission auf eine andere Stel-
le versetzt, was von manchen als
eine Bestrafung aufgefasst wurde.
Einige Bürger, die darüber empört
waren, beschwerten sich über die
Vorgehensweise der Kommission,
und der Bürgerbeauftragte war in
der Lage, diese Beschwerden zu
prüfen.

Gegen wen kann 

man sich beschweren?

Artikel 195 EG-Vertrag legt fest,
dass man sich beim Europäischen
Bürgerbeauftragten nur über
Missstände bei der Tätigkeit der
„Organe und Institutionen der Ge-
meinschaft“ beschweren kann.
Dazu gehören die im EG-Vertrag
selbst ausdrücklich erwähnten
Stellen, von denen vor allem die
Europäische Kommission zu er-
wähnen ist, gegen die sich die
meisten Beschwerden richten.
Dies ist nicht verwunderlich, wenn
man bedenkt, dass etwa 3/4 der
Bediensteten der EU für die Kom-
mission arbeiten. Beschweren
kann man sich aber auch über alle
sonstigen Einrichtungen der EU,
die mitunter auch dem Eingeweih-
ten nicht ganz geläufig sind (wie
z.B. die – wohl ohne bestimmte
Hintergedanken – in Wien ange-
siedelte Europäische Stelle zur
Beobachtung von Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit) und von de-
nen es fast in jedem Mitgliedstaat
mindestens eine gibt. Nicht be-
schweren kann man sich über den
Europäischen Gerichtshof und das
Gericht erster Instanz, soweit sie
ihre Rechtsprechungsbefugnisse
wahrnehmen. Dies ist einleuch-
tend, da der Gerichtshof die
oberste Rechtsprechungsinstanz
in Fragen des EU-Rechts darstellt.
In sehr vielen Fällen betreffen die
Beschwerden, die dem Bürgerbe-
auftragten vorgelegt werden, je-
doch andere Personen oder Ein-
richtungen. Besonders häufig sind
Beschwerden gegen nationale, re-
gionale oder lokale Behörden (et-
wa den Bürgermeister der Ge-
meinde). Viele Beschwerdeführer
gehen offensichtlich davon aus,
dass der Bürgerbeauftragte zu-
ständig sein müsse, wenn es um
ein Problem geht, das die EU be-
trifft – z. B. (um ein aktuelles Bei-
spiel zu nennen) wenn bestimmte
Banken die Einführung des Euro
dazu nutzen, neue Gebühren zu
erheben oder auf Überweisungen
ins Ausland nach wie vor beträcht-
liche Gebühren erheben. Die Be-
zeichnung „Europäischer Bürger-
beauftragter“ mag zu diesen Miss-

Der erste Bürgerbeauftragte, 
Herr Jacob Söderman.
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verständnissen beigetragen ha-
ben. Das betrübliche Ergebnis be-
steht darin, dass derzeit gut zwei
Drittel aller beim Bürgerbeauf-
tragten erhobenen Beschwerden
nicht in dessen Zuständigkeitsbe-
reich fallen. Der Europäische Bür-
gerbeauftragte versucht diesem
Problem auf zweierlei Weise zu
begegnen. Zum einen zeigen die-
se Zahlen ganz deutlich, dass es
dringend geboten ist, die Bürger
über die Befugnisse des Bürger-
beauftragten, aber auch über de-
ren Grenzen besser aufzuklären.
Der Bürgerbeauftragte selbst und
seine Mitarbeiter tun ihr Bestes,
durch Veröffentlichungen, Vorträ-
ge vor Gruppen und andere Aktivi-
täten zu dieser Information beizu-
tragen. Auch der vorliegende Arti-
kel wird hoffentlich hierzu einen
Beitrag leisten. Auf der anderen
Seite nimmt sich der Bürgerbeauf-
tragte auch der Interessen derje-
nigen an, für deren Beschwerden
er keine Zuständigkeit besitzt. So
wird in jedem Falle geprüft, ob es
eine andere Einrichtung – sei es
ein anderer Bürgerbeauftragter
oder ein Petitionsausschuss –
gibt, die sich mit der fraglichen
Beschwerde befassen könnte.
Wenn dem so ist, wird der Be-
schwerdeführer entsprechend in-
formiert. 
Der Europäische Bürgerbeauf-
tragte hat darüber hinaus ein
Verbindungsnetz mit Bürgerbe-
auftragten und Petitionsaus-
schüssen in der EU und in ande-
ren Staaten aufgebaut, das der
gegenseitigen Information dient
und die Verweisung solcher Be-
schwerden an die zuständige
Stelle erleichtern soll. Da es für
den Bürgerbeauftragten selbst-
verständlich ist, Bürgern nach
besten Kräften zu helfen, nimmt
sich seine Dienststelle auch ei-
ner Fülle von Anfragen an, die ihr
tagtäglich (meist per E-mail) zu-
gehen. Soweit solche Anfragen
selbst beantwortet werden kön-
nen, geschieht dies natürlich;
ansonsten wird nach Möglich-
keit eine Stelle genannt, die
Auskunft geben könnte. Man
wird wohl annehmen dürfen,

dass eine schnelle Antwort (mit-
unter innerhalb einer Stunde
oder weniger) auf solche Anfra-
gen die Bürger bisweilen eher
für die EU gewinnt als so man-
che Sonntagsrede.

Was ist ein Missstand?

Der Bürgerbeauftragte kann eine
Beschwerde nur prüfen, wenn sie
einen (möglichen oder behaupte-
ten) „Missstand“ betrifft. Was ist
darunter zu verstehen? 

Der Begriff des Missstandes ist im
EG-Vertrag und in den Durchfüh-
rungsbestimmungen nicht näher
definiert worden. Der Bürgerbe-
auftragte sah sich daher vor die
Notwendigkeit gestellt, den Be-
griff selbst mit Leben zu füllen. Er
hat sich dabei auf den Standpukt
gestellt, dass ein Missstand dann
vorliege, wenn die Verwaltung
Vorschriften oder Grundsätze
missachtet, die für sie verbindlich
sind. Diese eher vage Begriffsbe-
stimmung wurde im Interesse der
Bürger selbst vorgenommen – je
weiter der Prüfungsspielraum des
Bürgerbeauftragten ist, desto bes-
ser vermag er die Rechte der Bür-
ger zu schützen. 
Ein konkreter Streitpunkt mag be-
legen, dass es sich dabei nicht um
bloß abstrakte, nur für Juristen in-
teressante Fragen handelt. In vie-
len Beschwerden wird die Frage
aufgeworfen, ob eine Entschei-
dung rechtmäßig erlassen worden
ist. Manche Organe und Einrich-
tungen vertraten anfangs die Auf-
fassung, dass die Prüfung der
Rechtmäßigkeit nicht zu den Auf-
gaben des Bürgerbeauftragten ge-
höre, da es dafür bereits eine an-
dere Stelle (nämlich den Gerichts-
hof ) gebe. Der Bürgerbeauftragte
hat sich diesen Versuchen, seine
Befugnisse zu beschneiden, von
Anfang an und unbeirrbar wider-
setzt. Ein Missstand liegt vor,
wenn ein Grundsatz verletzt
wird, der für die Verwaltung ver-
bindlich ist. Welcher Grundsatz
könnte aber fundamentaler sein
als der, dass die Verwaltung sich
an das geltende Recht zu halten
hat?

Das Verfahren vor dem Euro-

päischen Bürgerbeauftragten

Betrachten wir nunmehr, wie es
einer Beschwerde ergeht, die
beim Europäischen Bürgerbeauf-
tragten eingelegt wird. Dabei ist
vorab darauf hinzuweisen, dass
insoweit keinerlei Formvorschrif-
ten bestehen. Aus praktischen
Gründen ist es allerdings erfor-
derlich, dass die Beschwerde
schriftlich eingereicht wird (da
sie sonst nicht mit der Bitte um
Stellungnahme an die Beschwer-
degegnerin gesandt werden
kann). Um den Bürgern zu helfen,
hat der Bürgerbeauftragte aller-
dings ein Beschwerdeformular er-
arbeitet, das auf seiner Webseite
(www.euro-ombudsman.eu.int)
verfügbar ist und auch direkt per
E-mail versandt werden kann.
Dieses Formular muss jedoch
nicht benutzt werden. In jedem
Fall sollte ein Beschwerdeführer
aber die Hinweise für Beschwer-
deführer beachten, die auf dieser
Webseite abrufbar sind, gibt es
doch eine Reihe von weiteren An-
forderungen, denen eine Be-
schwerde entsprechen muss. Be-
sonders zu erwähnen ist, dass ei-
ner Beschwerde geeignete admi-
nistrative Schritte bei der Behör-
de vorausgehen müssen (etwa
ein Brief, der die Behörde auffor-
dert, ihre Entscheidung zu korri-
gieren) und dass die Beschwerde
innerhalb von zwei Jahren, nach-
dem der Beschwerdeführer von
der fraglichen Maßnahme Kennt-
nis erlangt hat, einzureichen ist.
Sehr wichtig (und für den Be-
schwerdeführer erfreulich) ist,
dass das Verfahren kostenfrei ist. 
Sobald eine Beschwerde beim
Bürgerbeauftragten eintrifft,
wird sie registriert und einem
der (derzeit 12) juristischen
Mitarbeiter zugeteilt, wobei es
entscheidend auf die Sprache
ankommt, in der die Beschwer-
de abgefasst ist. Jeder juristi-
sche Mitarbeiter ist in der Lage,
Beschwerden in mehreren (in
der Regel wenigstens drei)
Sprachen zu bearbeiten. Außer-
dem wird sogleich eine Emp-
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fangsbestätigung an den Be-
schwerdeführer gesandt, in der
Name und Telefonnummer des
Sachbearbeiters genannt wer-
den. Zunächst wird geprüft, ob
die Beschwerde in die Zuständig-
keit des Bürgerbeauftragten fällt
und ob sie zulässig ist. Das Er-
gebnis dieser Prüfung wird dem
Beschwerdeführer so schnell wie
möglich und im Regelfall binnen
eines Monats mitgeteilt. Ist der
Bürgerbeauftragte zur Behand-
lung der Beschwerde befugt, so
wird diese (wenn sie nicht als of-
fensichtlich unbegründet er-
scheint) an das betroffene Organ
oder die betroffene Einrichtung
der EU gesandt, um deren Stel-
lungnahme einzuholen. In dem
Begleitschreiben werden – außer
in ganz einfachen Fällen – die
vom Beschwerdeführer aufge-
stellten Behauptungen oder Be-
schwerdepunkte resümiert. Der
Beschwerdeführer wird entspre-
chend informiert und hat daher
die Gelegenheit zur Korrektur,
wenn der Bürgerbeauftragte ihn
missverstanden oder einen Be-
schwerdepunkt übersehen haben
sollte. Die Behörde hat drei Mo-
nate, um ihre Stellungnahme vor-
zulegen. Diese Stellungnahme
wird – sobald sie eingegangen ist
– an den Beschwerdeführer wei-
tergeleitet, der hierzu innerhalb
eines angemessenen Zeitraums
(meistens ein Monat) Anmerkun-
gen machen kann. In einfach ge-
lagerten Fällen kann der Bürger-
beauftragte daher seine Untersu-
chung nach fünf oder sechs Mo-
naten abschließen und seine Ent-
scheidung treffen. Kommt der
Bürgerbeauftragte allerdings zu
der Auffassung, dass er für seine
Prüfung weitere Auskünfte oder
Unterlagen benötigt, kann er die-
se von der Behörde einfordern.
Der Beschwerdeführer erhält na-
türlich die Gelegenheit, zu den
von der Behörde vorgelegten In-
formationen Stellung zu nehmen.
Der Bürgerbeauftragte kann auch
Einsicht in die Akte der Behörde
verlangen. Schließlich kann er
auch Bedienstete der Behörde
als Zeugen vernehmen. Auch in

Fällen, in denen solche zusätzli-
chen Untersuchungen erforder-
lich sind, bemüht sich der Bürger-
beauftragte jedoch, seine Prü-
fung spätestens binnen eines
Jahres abzuschließen.

Das Ergebnis der 

Untersuchungen 

des Bürgerbeauftragten

Kommt der Bürgerbeauftragte zu
dem Schluss, dass kein Miss-
stand vorliegt, teilt er dem Be-
schwerdeführer die Gründe für
seine Einschätzung schriftlich mit
und schließt die Akte; die betrof-
fene Behörde wird entsprechend
informiert. Ähnlich verfährt er,
wenn die Behörde der Beschwer-
de abgeholfen hat. Hält der Bür-
gerbeauftragte einen Missstand
für gegeben, der (etwa durch
Zeitablauf ) nicht mehr behebbar
ist, begnügt sich der Bürgerbe-
auftragte in seiner abschließen-
den Entscheidung mit einer kriti-
schen Anmerkung. Ist jedoch ei-
ne Abhilfe noch möglich, so be-
müht sich der Bürgerbeauftragte,
eine gütliche Einigung herbeizu-
führen. Wo dies nicht möglich ist
oder entsprechende Bemühun-
gen erfolglos bleiben, richtet der
Bürgerbeauftragte einen „Emp-
fehlungsentwurf“ an die Behör-
de, in dem er Vorschläge macht,
wie der Missstand seines Erach-
tens zu beheben ist. Verschließt
sich die Behörde diesen Vor-
schlägen, hat der Bürgerbeauf-
tragte die Möglichkeit, einen
Sonderbericht an das Europäi-
sche Parlament zu richten, in
dem er Empfehlungen ausspre-
chen kann.
Der Bürgerbeauftragte ist nicht in
der Lage, die Behörde zu einem
bestimmten Verhalten zu ver-
pflichten. Er kann daher nur
durch die Überzeugungskraft sei-
ner Argumente wirken oder im
Falle eines Sonderberichts darauf
hoffen, dass das Parlament ihn
mit seinen politischen Möglich-
keiten unterstützt. Obwohl die
Wirksamkeit seiner Tätigkeit so-
mit auf den ersten Blick sehr be-
schränkt erscheint, dürfen die

Einflussmöglichkeiten des Bür-
gerbeauftragten keineswegs un-
terschätzt werden. So werden et-
wa alle Entscheidungen, Empfeh-
lungsentwürfe und Sonderbe-
richte des Bürgerbeauftragten
veröffentlicht. Die durch diese
Transparenz herbeigeführte Auf-
merksamkeit der Öffentlichkeit
ist von der betroffenen Behörde
zu berücksichtigen, wenn sie dar-
über zu entscheiden hat, ob sie
einen Missstand abstellen will
oder nicht. Wer sieht es schon
gerne, wenn seine eigenen Fehler
der Öffentlichkeit vorgestellt wer-
den!   

Ergebnisse der Arbeit 

des Bürgerbeauftragten

Seit der Aufnahme seiner Tätig-
keit im Jahre 1995 hat der Bürger-
beauftragte über 8.000 Be-
schwerden erhalten. Die Zahl ist
in stetigem Steigen begriffen; al-
lein im Jahre 2001 betrug die Zahl
der Beschwerden über 1.850.
Auch unter Berücksichtigung der
sehr hohen Zahl von Beschwer-
den, die nicht in den Zuständig-
keitsbereich des Bürgerbeauf-
tragten fallen, bleibt eine be-
trächtliche Zahl von Fällen, in de-
nen Untersuchungen durchge-
führt wurden.

Aus der Zahl der vom Bürgerbeauf-
tragten entschiedenen Fälle sei hier
nur einer vorgestellt (Beschwerde
103/2000/GG), der die möglichen
Wirkungen einer Beschwerde be-
sonders anschaulich zeigt:
Die Beschwerdeführerin war mit
einem Beamten der Europäischen
Kommission in Brüssel verheira-
tet gewesen. Nach der Scheidung
der Ehe versuchte sie, die ihr ge-
gen ihren ehemaligen Gatten zu-
stehenden Ansprüche durchzu-
setzen. Da dieser jedoch nicht zu
Zahlungen bereit war, wandte
sich die Beschwerdeführerin an
die Kommission, um das Gehalt
ihres ehemaligen Gatten pfänden
zu lassen. Nach belgischem Recht
belief sich der nicht pfändbare
Betrag des Arbeitseinkommens
auf 961,82 EUR. Es stellte sich je-
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Hier kann man sich 

aus dem Internet ein 

Beschwerdeformular 

herunter laden: 

www.euro-ombudsman.eu.int



1985 Einheitliche Europäische Akte

1991 Vertrag von Maastricht

1997 Vertrag von Amsterdam:

Dies sind Stationen im eu-
ropäischen Einigungspro-

zess, die den europäischen Orga-
nen mehr Zuständigkeiten zuge-
sprochen haben. Hierbei handelt
es sich nicht nur um große Berei-
che wie den Binnenmarkt oder
die Wirtschafts- und Währungs-

union, sondern auch um Zustän-
digkeiten durch die die Gesetz-
gebung und Verwaltung in den
Ländern wesentlich berührt wer-
den.

Im Gegenzug konnten die Länder
bei der Ratifizierung des Maa-
strichter Vertrages einen neuen
Artikel 23 im Grundgesetz durch-
setzen, aufgrund dessen sie über
den Bundesrat Mitbestimmungs-

rechte in europäi-
schen Angelegenhei-
ten erhalten.
Mit dem Maastrichter
Vertrag selbst wurde
der Ausschuss der
Regionen bei der Eu-
ropäischen Union ge-
schaffen. Über ihn
können die Regionen
und Kommunen an
der europäischen
Rechtsetzung mitwir-
ken.
Mitte der 80er Jahre
begannen die deut-
schen Länder eigene
Büros in Brüssel ein-
zurichten. Das Berli-
ner Büro startete
1989. Nach einer ers-
ten Aufbauphase
konnte 1994 das
Haus in der Avenue
Michel-Ange bezogen
werden.

Das Berliner Büro hat 

folgende Aufgaben:

Information der Senatsverwal-

tungen über europapolitische

Entwicklungen, den Stand ge-

meinschaftlicher Rechtssetzung

und administrativer Entscheidun-

gen der Kommission

Immer mehr Entscheidungen in
Berlin sind europäischem Recht
unterworfen. Um Fehlentscheidun-
gen oder auch kurzfristige Ände-
rungen von Entscheidungen zu ver-
meiden, muss die Verwaltung nicht
nur über den Rechtsbestand der
Europäischen Union, den sog.
Acquis communautaire, informiert
sein, sondern auch über bevorste-
hende Entwicklungen der europäi-
schen Rechtsetzung. Wenn bei-
spielsweise über die Zusammenle-
gung von BVG und S-Bahn verhan-
delt wird, muss man den Bera-
tungsstand und mögliche Tenden-
zen bei den Verhandlungen über
die europäische ÖPNV-Richtlinie
kennen, damit nach deren Inkraft-
treten bereits erzielte Verhand-
lungsergebnisse nicht wieder revi-
diert werden müssen. Aber auch
die Mitbestimmung im Bundesrat
setzt voraus, dass man zu be-
stimmten Vorlagen die Hintergrün-
de oder Tendenzen in anderen Mit-
gliedstaaten kennt. Selbst die Mit-
bestimmung des Bundesrates an
der nationalen Gesetzgebung kann
oft nicht ohne Wissen über europä-
ische Tendenzen optimal wahrge-
nommen werden. Hier ist die deut-
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So finden Sie uns

doch heraus, dass die Kommissi-
on für ihre eigenen Bediensteten
einen Pfändungsfreibetrag von
über 1.900 EUR festgelegt hatte.
Der Bürgerbeauftragte ersuchte
die Kommission, zu der Be-
schwerde Stellung zu nehmen. In
ihrer Stellungnahme zu der Be-
schwerde räumte die Kommission
ein, dass die von ihr vorgenomme-
ne Festsetzung des Pfändungsfrei-
betrags auf einem Irrtum beruhe

und dass sie nunmehr (auch im Fall
der Beschwerdeführerin) den im
belgischen Recht vorgesehenen
Betrag zugrunde legen werde.
Alle Entscheidungen sind übrigens
in den verfügbaren Sprachen auf
der oben erwähnten Webseite des
Bürgerbeauftragten abrufbar. Die
wichtigsten Entscheidungen wer-
den auch in allen Amtssprachen im
Jahresbericht veröffentlicht, der in
gedruckter Form und ebenfalls auf

der Webseite verfügbar ist.
Abschließend ist darauf hinzuwei-
sen, dass den Statistiken zufolge
Beschwerden aus Deutschland nur
etwa 15 % der Gesamtzahl der Be-
schwerden an den Bürgerbeauftrag-
ten ausmachen, während Deutsch-
land gut 20 % der Bevölkerung der
EU stellt. Vielleicht trägt dieser Arti-
kel ein wenig dazu bei, das Bild zu
korrigieren.                                       

Berliner Büro

71, Av. Michel-Ange

B-1000 Brüssel

Tel.: 00 32 - 2 - 738 00 70     

Fax: 00 32 - 2 - 732 47 46

e-mail: vorname.name

@LVBE.Verwalt-berlin.de

berliner.buro@skynet.be

Internet: www.berlin.de

Gert Hammer über: 



sche Diskussion
über die Asyl- und
Einwanderungspoli-
tik beispielhaft. 
Bis spätestens 2004
soll es eine gemein-
same europäische
Asyl- und Einwan-
derungspolitik ge-
ben. Die Entschei-
dungen in Deutsch-
land werden nicht
ohne Einfluss auf
die Verhandlungen
in Brüssel sein. An-
dererseits ist der
deutsche Gesetzge-
ber gut beraten,
wenn er die europäi-
sche Dimension die-
ses Politikbereiches
mit bedenkt.

Information der

Dienststellen der

Europäischen Kom-

mission und der Mitglieder des

Europäischen Parlaments über

die Politik des Berliner Senats

und die Berlin betreffenden Fra-

gen

Berliner europapolitische Einstel-
lungen können in den Bundesrat
und in den AdR eingebracht wer-
den. Daneben gibt es allerdings
andere Wege, um Berliner Vorstel-
lungen bekannt zu machen und
für sie zu werben. Dazu müssen
vor allem Gespräche mit Mitglie-
dern des Europäischen Parla-
ments oder ihren Mitarbeitern so-
wie mit den jeweils zuständigen
Kommissionsbediensteten ge-
führt werden. 
In einer Europäischen Union mit
jetzt 15, bald 25 Mitgliedstaaten
kann man nicht davon ausgehen,
dass die Berliner Situation mit ih-
ren Stärken und Problemen allen
Entscheidungsträgern oder Ent-
scheidungsvorbereitern bekannt
ist. Die Informationsarbeit in Brüs-
sel kann dazu dienen, dass bei eu-
ropäischen Entscheidungen auch
deren Auswirkungen auf Berlin
mitbedacht werden. 

Vertretung Berliner Interessen

gegenüber den Organen der EU

In einzelnen Fällen sind die Berli-
ner Interessen sehr direkt betrof-
fen. So war beispielsweise bei
den Entwürfen der Kommission
für ein Förderprogramm für Grenz-
regionen eine Gebietskulisse vor-
gesehen, die Berlin ausgeklam-
mert hätte. Deshalb war vor der
Entscheidung eine intensive Über-
zeugungsarbeit notwendig, damit
die Entwürfe geändert und in der
endgültigen Entscheidung der
Kommission Berlin berücksichtigt
wurde.

Unterstützung bei der Nutzung

von Förderprogrammen

Das mit Abstand finanziell wich-
tigste Finanzierungsinstrument
sind für Berlin die Strukturfonds.
Diese werden im direkten Kontakt
zwischen der Wirtschafts- und Ar-
beitsverwaltung und den Mitarbei-
tern der Kommission abgewickelt.
In Einzelfällen, vor allem dann,
wenn Probleme auftauchen, kann
das Brüsseler Büro jedoch eine
wichtige Mittlerfunktion einneh-
men. Daneben gibt es bei der EU
etwa 200 Förderprogramme. Sie
betreffen die Bereiche Mittel- und
Osteuropa, Soziales, Gesundheit,
Energie, Umwelt, Verkehr, Bildung,

Kultur, Forschung
und Technologie.
Gerade für Berlin
ist es wichtig, auch
diese Förderpro-
gramme soweit
wie möglich zu
nutzen. Das Brüs-
seler Büro infor-
miert die Senats-
verwaltungen und
die Bezirke über
bestehende Pro-
gramme und ins-
besondere über
Ausschreibungen
und Bewerbungs-
fristen. Wenn Pro-
jektanträge ge-
stellt werden, kön-
nen diese vom
Brüsseler Büro un-
terstützt werden.
Förderprogramme
können nicht nur
von Verwaltungen,

sondern auch von privaten Trägern
genutzt werden. Auch diese unter-
stützt das Brüsseler Büro durch In-
formationsweitergabe und Hilfe bei
der Antragstellung.  Für wirtschaft-
liche Unternehmen nimmt diese
Aufgabe in der Regel allerdings die
Repräsentanz der Berliner Wirt-
schaft in Brüssel, eine Einrichtung
der Berliner Absatz-Organiesation
(BAO), wahr.

Vorbereitung von Besuchen

der Mitglieder des Senats und

des Abgeordnetenhauses sowie

von Berliner Beamten bei der

Kommission sowie Mitwirkung

bei der Vorbereitung von Besu-

chen von Mitgliedern und Beam-

ten der Kommission, des Rates,

des Europäischen Parlaments so-

wie des Ausschusses der Regio-

nen und des Wirtschafts- und So-

zialausschusses in Berlin

Repräsentanten der Berliner Poli-
tik und Repräsentanten der euro-
päischen Institutionen treffen na-
turgemäß nicht sehr häufig auf ei-
nander. Es ist deshalb eine Vorbe-
reitung wichtig, die den bestmög-
lichen Erfolg der Begegnung si-
cherstellt. 
Beim Regierenden Bürgermeister,
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bei Senatoren/Innen und Staats-
sekretären/Innen geht es in der
Regel darum, in bestimmten Fra-
gen ein gutes Verhandlungsergeb-
nis zu erzielen.
Bei Tagungen europäischer Gremien
in Berlin sollte nicht nur ein optima-
ler Sitzungsverlauf in Berlin sicher-
gestellt, sondern auch ein positives
Bild der Stadt vermittelt werden.

Vorbereitung und Be-

gleitung der Sitzungen des

Ausschusses der Regionen

Der Ausschuss der Regionen
kann zu fast allen Politikberei-
chen Stellungnahmen abgeben. Er
tut dies insbesondere dann, wenn
bei einem Vorschlag der Kom-
mission regionale und kom-
munale Interessen berührt
werden oder Umsetzung,
Anwendung und Verwal-
tung eines Vorhabens
durch die Regionen und
Kommunen erfolgen
müssen. Der AdR verabschie-
det im Plenum seine Stellung-
nahmen, die zuvor in den Fach-
kommissionen vorbereitet, disku-
tiert und verabschiedet wurden.
Das Berliner Büro begleitet alle
Arbeiten des AdR. Es bereitet die
Berliner Mitglieder auf die Sitzun-
gen vor, indem es die Vorlagen der
Kommission aufbereitet, Entwürfe
von Stellungnahmen mit Hilfe der
Senatsverwaltungen analysiert
und ggfs. Änderungsvorschläge
erarbeitet und letztlich Empfeh-
lungen für das Stimmverhalten
der Berliner Mitglieder ausspricht. 
Hierbei wird selbstverständlich
das Verhalten des Berliner Senats
im Bundesrat entsprechend be-
rücksichtigt.

Unterstützung der Zusammen-

arbeit zwischen den Partnerre-

gionen Brüssel-Hauptstadt und

Berlin

Zwischen der Region Brüssel-
Hauptstadt und Berlin besteht seit
langen Jahren eine Partnerschaft.
Dass Berlin in Brüssel ein Büro
hat, wird dazu genutzt, Gespräche
zwischen Politikern beider Regio-
nen vorzubereiten und Kooperati-
onsprojekte zu unterstützen.

Allgemeine Berlin-Informati-

on: Organisation von Informati-

ons- und Kulturveranstaltungen

in Brüssel

Bürger in Brüssel, die Informatio-
nen über Berlin suchen, wenden
sich mit den unterschiedlichsten
Fragen an das Brüsseler Büro. Dar-
über hinaus werden Veranstaltun-
gen durchgeführt, die über Berlin
informieren. Beispiele hierfür sind
eine Rede des Regierenden Bürger-
meisters über die Berliner Vorstel-
lungen zur „Zukunft der Europäi-
schen Union“, die Vorstellung der
von der Europäischen Kommission
geförderten Berlin-Studie als Bei-
trag zur Entwicklung einer europäi-
schen Städtepolitik, die Vorstellung
des Kompetenzzentrums Adlershof
als Beispiel für die Kooperation zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft.
Bei der Wahrnehmung dieser Auf-
gaben operiert das Berliner Büro in
Brüssel nicht isoliert. Es besteht ei-
ne Zusammenarbeit zwischen allen
Länderbüros und eine besonders
intensive Kooperation zwischen

den Büros von Berlin und Branden-
burg. Darüber hinaus bestehen
Kontakte zu den Büros der Haupt-
städte der anderen Mitgliedstaa-
ten. Im Zuge der bevorstehenden
Erweiterung pflegt das Brüsseler
Büro schon jetzt die Beziehungen
zu den Partnerstädten Warschau,
Prag und Budapest. So hielt sich
ein Mitarbeiter von Warschau meh-
rere Wochen im Berliner Büro auf,
um wichtige Informationen und
Kontakte für Warschau zu sam-
meln. Mit Budapest wurde eine en-
ge Zusammenarbeit vereinbart,
wenn diese Stadt in absehbarer
Zeit mit einem eigenen Büro in
Brüssel vertreten sein wird.

Das Brüsseler Büro hilft Berlin, sich
europapolitisch zu positionieren,
seine europapolitischen Vorstel-
lungen in den Willensbildungspro-
zess einzubringen und selbst kon-
kreten Nutzen aus der europäi-
schen Politik zu ziehen. Es ist damit
ein wichtiges Instrument der Berli-
ner Europapolitik.  
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Das Brüsseler Team stellt sich vor 
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Politische Verantwortung

Klaus Wowereit
Regierender Bürgermeister von Berlin

Gert Hammer

Christian Keune

M. A., Leiter

Koordinierung und Betreuung des Ausschusses 
der Regionen, KGRE, EP, Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik einschließl. ESF und Gemeinschaftsinitiative
EQUAL; Beihilfen, Bildungs-,
Jugend- und Kulturpolitik, 

Informationsgesellschaft/Medien, 
Haushalt der EU

Strukturfonds (EFRE) einschließlich 
Gemeinschaftsinitiativen und Städtepolitik; 
Städtepartnerschaften, Wirtschaft, KMU, Europäisierung der  Ver-
waltung, Koordinierung der Förderprogramme

ROI, Referent

Martin Dombrowski RD, Referent

Erweiterung, EU-Außenbeziehungen, Verkehr, Umwelt, Energiepolitik,
Agrar- und Verbraucherpolitik, Gesundheit

Hans-Burkhard Richter RD, Referent

Innen- und Rechtspolitik

Nicole Herzig RR, in z. A. Referentin

Weiterentwicklung der europäischen Verträge, Steuerpolitik, Daseins-
vorsorge, Wissenschaft, Forschung

Astrid Wodrich

Annick Nevens

Sekretariat

Organisation, Verwaltung

Renate Völpel stellv. Leiterin

Weiterentwicklung der europäischen Verträge, 
Governance, Daseinsvorsorge, WWU, 
Steuern, Zusammenarbeit der 
Staats- und Senatskanzleien der 
deutschen Länder in Europafragen, 
Städtepartnerschaft Berlin-Brüssel



HILFE BEI 
DER MATERIALSUCHE

Das Europäische

Informations-

zentrum im 

Jean-Monnet-

Haus Berlin

Von Doris Friedrich

Ist denn der neue Bericht über
die Beitrittsländer schon er-

schienen?“ „Stimmt es, dass die
EU eine neue Richtlinie zur Chan-
cengleichheit von Frauen plant?“
Und immer wieder: „Gibt es ein
Förderprogramm für unser Pro-
jekt?“ – Für Fragen wie diese wur-
de das Europäische Informations-

zentrum im Jean-Monnet-Haus
Berlin 1996 eingerichtet. Wer ir-
gendetwas über die EU in Erfah-
rung bringen möchte, kann sich an
diese Stelle wenden. Das Informa-
tionszentrum steht allen Interes-
sierten 45 Stunden pro Woche of-
fen. Es wird von der Europäischen
Kommission und vom Land Berlin
unterstützt.

Das Europäische Informations-
zentrum versteht sich als Schnitt-
stelle zwischen Bürger und Politik.
Der Anspruch, Europa näher zu
bringen, gelingt vor allem durch
die fachlich versierten Mitarbeiter
des Informationszentrums. Alle
beschäftigen sich seit Jahren täg-

lich mit der EU-Politik und verfü-
gen über ein umfangreiches Fach-
wissen. Sie leiten durch den För-
derdschungel, helfen bei der Su-
che nach Fachliteratur und sie be-
raten, wenn z. B. jemand eine Ar-
beit in einem anderen Land der EU
aufnehmen möchte. Die meisten
Anfragen können bereits am Tele-
fon geklärt werden. Der persönli-
che Weg ins Informationszentrum
sei aber allen empfohlen, die sich
in einen Politikbereich intensiv
einarbeiten möchten und dafür
auch Fachliteratur benötigen. In
der Präsenzbibliothek befinden
sich fast 6.000 Titel, die in der Re-
gel bereits wenige Tage nach dem
Erscheinen für den Leser zur Ver-
fügung stehen. Erfasst wird
hauptsächlich die von der EU he-
rausgegebene Fachliteratur. Zu-
sätzlich sind die offiziellen Doku-
mente, wie die Amtsblätter, Ge-
richtsurteile und die KOM-Doku-
mente, archiviert. Damit ist auch
das geltende Gemeinschaftsrecht
komplett greifbar – von den An-
fängen aus den 50er Jahren bis zur
Gegenwart. In begrenztem Um-
fang sind auch Anschauungsmate-
rialien wie Videos, Spiele und Foli-
ensätze vorhanden. Diese können
ausgeliehen werden.

Sehr häufig helfen bereits die
kostenlosen Broschüren, die u. U.
auch in Klassensatzstärke abge-
holt werden können. Die Qualität
dieser Materialien ist allerdings
sehr unterschiedlich – wie die Be-
dürfnisse der verschiedenen Ziel-
gruppen auch. Die meisten Schü-
ler sind froh, wenn sie die Ge-
schichte der EU in wenigen Stich-
worten finden. Fachleute brau-
chen natürlich mehr und bekom-
men auch mehr. 
Insgesamt liegen ca. 230 ver-
schiedene Titel – alle zur Europa-
politik – zur kostenlosen Mitnah-
me bereit. Damit ist fast die ge-
samte Palette der EU-Politik the-
matisch abgedeckt. Eine kleine
Auswahl der Fachtitel aus dem
Bereich der Beschäftigungs- und
Sozialpolitik, die zur Zeit abgege-
ben werden, zeigt der nebenste-
hende Kasten. 

Die Homepage der EU (http://eu-
ropa.eu.int) enthält mehrere Mil-
lionen Texte. Das schafft erstklas-
sige Recherchebedingungen, lässt
in der Praxis aber auch viele ver-
zweifeln. Ohne Beratung geht es
auch hier nicht. Nach wenigen Sei-
ten geht oft der Überblick verloren
oder man kann nicht abschätzen,
ob das Gefundene wirklich alles
zu dem Thema ist. Die EU-eigene
Fachterminologie tut insbesonde-
re bei den Recherchen in den Da-
tenbanken ein Übriges. Wer bei
der nächsten Suche Hilfe braucht,
kann sich gerne an das Europäi-
sche Informationszentrum wen-
den: Die Mitarbeiter geben Tipps,
wo man was finden kann, worauf
bei den Suchbegriffen in den Da-
tenbanken zu achten ist usw. Eine
Linkliste mit erprobten Adressen
befindet sich auf der eigenen Ho-
mepage des Europäischen Infor-
mationszentrums 
(www.eu-infozentrum-berlin.de)
Mit dieser gelangt man zeitspa-
rend zu den gewünschten Seiten
bzw. Texten.

Für Gruppen hält das Europäische
Informationszentrum spezielle
Programme bereit. In Vorträgen
und Diskussionsrunden können
sie sich – nach Anmeldung – mit
einem Politikbereich näher ver-
traut machen. In den letzten Jah-
ren war das vor allem: der Euro,
der Euro, der Euro ... (mehrere
hundert Vorträge allein zu diesem
Thema.) Aber auch Politikbereiche
wie die Erweiterung, die Reform-
diskussion, die Beschäftigungs-
politik werden angeboten. Für
jährlich 20 Schülergruppen be-
steht die Chance, an einem eintä-
gigen Parlamentsspiel teilzuneh-
men, bei dem die Jugendlichen in
die Rolle von Europaabgeordne-
ten schlüpfen.

Im Rahmen der aktiven Informa-
tionsarbeit geht das Europäische
Informationszentrum auch nach
draußen. Große Aktionen wie die
„Der Euro rollt!“-Kampagne
(1997 und 1998), die „Avanti“-
Messen (2000 und 2001) im Ro-
ten Rathaus und die europaweite
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Jean Monnet (1888–1979)

Der geniale französische

Staatsmann gilt als der Weg-

bereiter der modernen Euro-

päischen Union, wie wir sie

heute kennen. Bereits 1950

hatte er die Vision eines ver-

einten und starken Europas.

Alle Modelle der klassischen

Diplomatie auf den Kopf

stellend, verfasste er den

„Gründungsvertrag“ der EU,

der von dem damaligen fran-

zösischen Außenminister 

Robert Schuman in Auftrag

gegeben wurde und später

als Schuman-Plan in die 

Geschichte einging.



„Euro-Abc Quiz-Show“ (2001)
wurden vom Informations-
zentrum initiiert und mit Part-
nern umgesetzt.

Zum Europäischen Informations-
zentrum gehören auch zwei Veran-
staltungsräume (54 und 100 Plät-
ze) mit Simultan-Übersetzungsan-
lagen für mehrsprachige Konfe-
renzen. Ein angeschlossenes Café
ergänzt den Veranstaltungsbe-
reich. Diese Räumlichkeiten kön-
nen auch gemietet werden.

Das Europäische Informations-
zentrum im Jean-Monnet-Haus be-
findet sich in der Bundesallee 22,
10717 Berlin. Geöffnet ist montags
bis freitags, jeweils von 9.00 bis
18.00 Uhr. 
Tel.: 030/88 41 22 11; 
Fax: 030/88 41 22 24; 
info@eu-infozentrum-berlin.de; 
www.eu-infozentrum-berlin.de

EUROPA VOR ORT

punkt Januar / Februar 2002 11

Info-Stelle

im Europäischen 

Informationszentrum

Öffnungszeiten:

Mo – Fr  9.00 – 18.00 Uhr

Jean-Monnet-Haus

Bundesallee 22

10717 Berlin

Hotline  030 - 88 41 22 11

E-Mail:  info@

eu-infozentrum-berlin.de 

1. Europäische Kommission: 

Überblick über die gesetzlichen Antidiskriminie-
rungsbestimmungen der Mitgliedstaaten 
(2000; 81 S.)

2. Europäische Kommission: 

Beschäftigung in Europa 2001. Jüngste Tenden-
zen und Ausblick in die Zukunft (2001; 144 S.)

3. Europäische Kommission: 

Beschäftigungspolitiken in der EU und in den 
Mitgliedstaaten. Gemeinsamer Bericht 2000 
(2001; 230 S.)

4. Europäische Kommission: 

Soziale Sicherheit in den Mitgliedstaaten der 
EU und des Europäischen Wirtschaftsraums –
MISSOC 2000 (2000; 671 S.)

5. Europäische Kommission: 

Forum Spezial – Fünf Jahre Sozialpolitik 
(1999; 60 S.)

6. European Commission: 

Conclusions of the ESF final evaluations 
(2001; 39 S.)

Durch den Dschungel 
der Informationen führt 
Doris Friedrich (links) 
zielsicher ihre Kundin mit
Hilfe zahlreicher Broschüren,
die im Jean Monnet–Haus
kostenlos zur Verfügung 
stehen.  

Das Beratungsteam des 
Europäischen Informationszentrums
auf der Avanti-Messe 2001 kurz vor 

dem großem Besucheransturm.

KLEINE AUSWAHL DER LIEFERBAREN FACHTITEL



Die Städte Europas sind von
der europäischen Integrati-

on sowohl durch die Bestimmun-
gen in den Europäischen Verträgen
als auch den daraus abgeleiteten
Verordnungen, Richtlinien und Ent-
scheidungen, Empfehlungen und
Stellungnahmen betroffen. Oftmals
wird der kommunale Charakter und
Ursprung der Gesetze nicht be-
wusst, denn die Mitgliedstaaten
sind verpflichtet, die europäischen
Vorgaben in die verschiedenen na-
tionalen Rechtsordnungen umzu-
setzen. Man schätzt, dass rund 80
Prozent der nationalen Gesetze des
Wirtschafts-, Sozial- und Steuer-
rechts aufgrund der Verwirklichung
des Binnenmarktes europäischen
Ursprungs sein dürften. Inzwischen
haben sich die Kompetenzen der
europäischen Organe auch auf
nicht ökonomische Gebiete ausge-
dehnt, so dass vermutlich mehr als
die Hälfte aller nationalen Gesetze,
die die Kommunen betreffen, auf ei-
ner europäischen Regelung beru-
hen. Die Analyse der europäischen
Gesetzgebung sowie das Einbrin-
gen der städtischen Interessen ist
heute aus dem Verwaltungshan-
deln der Kommunen nicht mehr
wegzudenken.

Die Städte sind die „Motoren“ der
gesellschaftlichen Entwicklung. Sie
erfüllen wichtige gesellschaftliche,
ökonomische, ökologische und so-
ziale Aufgaben und Funktionen.
Diese Rolle wird inzwischen auch
von der Europäischen Kommission
anerkannt. Eine Vielzahl von euro-
päischen Initiativen bezieht die
Städte explizit mit ein. Umgekehrt
erleichtert die damit verbundene
Zusatzförderung seitens der Euro-
päischen Union die Realisierung
verschiedener Projekte und Vorha-
ben.
Wirtschaftlicher Wohlstand und Be-
schäftigung, soziale Eingliederung
sowie Umweltschutz und -verbes-
serung müssen als einander ergän-
zende und verstärkende Ziele be-

trachtet werden. Dabei sehen sich
Europas Städte der gemeinsamen
Herausforderung einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung gegenüber.

EUROCITIES verbindet 

Europas Großstädte
Um die europäische Integration ak-
tiv mitzugestalten und die damit
verbundenen Chancen ausnutzen
zu können, hat sich die Landes-
hauptstadt München bereits 1992
dem 1986 gegründeten europäi-
schen Städtenetzwerk EUROCITIES
angeschlossen.

Das Netzwerk setzt sich aus über
100 Großstädten aus der EU und
Mittel- und Osteuropa zusammen.
Die fachbezogene Arbeit findet in
folgenden verschiedenen Komitees
statt, in denen die jeweiligen Ver-
treter der städtischen Referate
sind:

l Komitee zur Förderung 
der wirtschaftlichen 
Stadtentwicklung

l Ost-West-Komitee
l Umweltschutzkomitee
l Komitee für soziale Fragen
l Komitee für kulturelle Fragen
l Komitee für Verkehrsfragen

Deutscher Dialog 

der EUROCITIES Städte
Unter Leitung des Deutschen Städ-
tetages wurde der „Deutsche EU-
ROCITIES Dialog“ eingerichtet. Das
kontinuierliche Treffen der deut-
schen EUROCITIES-Mitglieder dient
der Herstellung eines kontinuierli-
chen Informationsflusses zwischen
den im Lenkungskreis („Executive
Committee“) vertretenen deut-
schen Städten Frankfurt und Leip-
zig und den übrigen deutschen
Städten. Außerdem wird bei den
Treffen der deutsche Standpunkt,
der sich an der deutschen kommu-
nalen Selbstverwaltung, wie sie im
Grundgesetz verankert ist, zu Vor-
haben der EU oder EUROCITIES ab-
gestimmt.

Die Mitarbeit in dem bekanntesten
europäischen Städtenetzwerk
bringt dabei folgende Vorteile:

Austausch 

von Informationen

Im Rahmen der EUROCITIES-Ar-
beit, die fachbezogen von den ver-
schiedenen städtischen Referaten
geleistet wird, tauschen sich die
Städte über die Auswirkungen der
Aktivitäten und Gesetzgebungsver-
fahren der Europäischen Kommis-
sion und den daraus ableitbaren
Konsequenzen für kommunales
Verwaltungshandeln regelmäßig
aus.

Austausch von 

bewährten Praktiken

Gleichzeitig bietet die Mitarbeit
die Möglichkeit, sich relativ
schnell über bewährte kommuna-
le Lösungen im Rahmen der Um-
setzung der Politik der Kommissi-
on zu informieren. Zudem ge-
währt die interkommunale Koo-
peration die Möglichkeit, Syner-
gieeffekte bei der Planung und
Implementierung von städtischen
Vorhaben zu erzielen. Ferner ha-
ben innovative Lösungen Vorbild-
charakter für eigene Lösungen.
Im Folgenden werden Beispiele
der kommunalen Europaarbeit
Münchens vorgestellt. Einen
Überblick hierzu gibt der Bericht
„München in Europa“, der ab Ap-
ril 2002 über untenstehende
Adresse bezogen werden kann.

PANEL

Die bayerische Landeshauptstadt
arbeitet im thematischen Netzwerk
PANEL auf dem Gebiet der Förde-
rung innovativer Unternehmen, so-
genannter start-ups, mit Akteuren
aus der Stadt Barcelona und der
Provinz Mailand zusammen. Ge-
meinsam werden die bestehenden
kommunalen und regionalen Maß-
nahmen evaluiert, Möglichkeiten
der Weiterentwicklung analysiert
und Initiativen zur Verbesserung
der transnationalen Kooperation
und Tätigkeit der Jungunternehmer
erarbeitet. Begleitend hierzu findet
ein Austausch über die EUROCITIES-
Arbeitsgruppe „Innovation und Un-
ternehmertum“ statt.

STÄDTEPOLITIK
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Von Dr. Raymond Saller, 

Landeshauptstadt 

München – Referat 

für Arbeit und Wirtschaft

Die Rolle der Städte in Europa

EUROCITIES – STÄRKUNG DER STELLUNG 
DER STÄDTE IM VEREINTEN EUROPA

Weitere EUROCITIES-

Mitglieder in Deutschland:

l Berlin 

l Bonn 

l Chemnitz 

l Köln 

l Dortmund 

l Düsseldorf 

l Hamburg 

l Leipzig 

l Nürnberg 

l Frankfurt/Main 

l Münster

Feldherrenhalle und 
Theatinerkirche in München.



Magistrale 

für Europa
Durch die geplante Osterweiterung
der EU rücken die deutschen Städ-
te ins Zentrum Europas. Bislang
sind die durch den „Eisernen Vor-
hang“ getrennten historischen Ver-
bindungswege nur zum Teil wieder
hergestellt. Um die Eisenbahnlinie
P a r i s – M ü n c h e n – B u d a p e s t
schnellstmöglich auszubauen und
eine vordringliche Förderung sei-
tens des Bundes und der EU (über
das Programm Transeuropäische
Netzen (TEN) zu erreichen, hat sich
die Landeshauptstadt an einem
durch INTERREG II C kofinanzierten
Gutachten beteiligt. Dessen Ergeb-
nisse sollen die Bedeutung des
Schienenstrangs für Europa unter-
mauern.

Als Letztes soll noch auf die vielfäl-
tigen Einzelprojekte zur kooperati-
ven Verkehrssteuerung in Ballungs-
räumen hingewiesen werden, die
über das EUROCITIES Unternetz-
werk POLIS ausgearbeitet und bei
der Kommission zur Unterstützung
eingereicht wurden.

Städte-Lobbying

Die Position der Städte wird gegen-
über der Kommission oftmals nur
über die Mitgliedstaaten vertreten
und berücksichtigt deren Forderun-
gen nur zum Teil. Um die Städte im
politischen europäischen Mehrebe-
nensystem adäquat zu vertreten,
ihre Interessen im Wettstreit mit In-
teressensvertretern und auch ge-
genüber den Mitgliedstaaten effek-
tiv zu artikulieren und ihren Anlie-
gen Gehör zu verschaffen, ist eine
nationenübergreifende Zusammen-
arbeit und Bündelung ihrer Interes-
sen von Vorteil. Aus den oben ge-
nannten Gründen kommt dem Lob-
bying der Interessen europäischer
Städte auch auf EU-Ebene eine gro-
ße Bedeutung zu. Oftmals scheitert
die Einforderung formaler Partizi-
pationsrechte an den unterschiedli-
chen nationalen Stellungen der
Kommunen. Da die Europäische
Kommission ein Interesse hat, ihre
Politik den unterschiedlichen Be-
dingungen der europäischen Städ-
te anzupassen, bekommen nur in-

ternational abgestimmte Positio-
nen einen gewissen Einfluss. Der
interkommunalen und internatio-
nalen Städtezusammenarbeit in
Netzwerken werden in dem Zusam-
menhang die besten Chancen ein-
geräumt.

Fazit
Die EUROCITIES-Arbeit verstetigt
den Kontakt zwischen Europas
Städten und trägt somit zum fachli-
chen Austausch auf den verschie-
densten Gebieten bei. Durch die
kontinuierliche Kooperation be-
kommen die verschiedenen Dienst-
stellen einen Überblick über inno-
vative und bewährte Lösungen
(„best practices“) anderer europäi-
scher Städte, die sie als Impulse für
das eigene Verwaltungshandeln
nutzen können. Daneben spielt das
Lobbying eine nicht zu unterschät-
zende Rolle. Die Zusammenarbeit
der EUROCITIES-Städte trug maß-
geblich zur Etablierung eines euro-
päischen Förderprogramms zur Un-
terstützung der Städte bei der Be-
wältigung des Strukturwandels,
URBAN, bei. Gleichzeitig bemüht
sich EUROCITIES um die vertrags-
mäßige Verankerung einer europä-
ischen Städtepolitik und die Be-
rücksichtigung der Städte als
Schlüsselakteure im Rahmen der
europäischen Regional- und Struk-
turpolitik. 

Auch in das kürzlich von der Euro-
päischen Kommission lancierte
Weißbuch „New Governance“
konnte EUROCITIES Vorstellungen
der Städte einbringen.

Abschließend bleibt noch zu erwäh-
nen, dass die Mitarbeit bei EUROCI-
TIES einen nicht zu unterschätzen-
den Marketingwert hat. Über
EUROCITIES ist es München schon
in mehrfacher Hinsicht gelungen,
seine Standortvorteile europaweit
vor interessanten Zielgruppen zu
präsentieren.                                    

Kontakt: 

raymond.saller@muenchen.de
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Nähere Informationen zu 

EUROCITIES finden sich im

Internet unter: 

www.eurocities.org

Einwohner 1.247.934

Frauen 644.900

Männer 603.034

Gesamtfläche 314,46 km2

Bevölkerungsdichte 42 Ew./km2

Universitäten und Hochschulen    10 

80.228 Studenten

130 öffentliche Bibliotheken

45 Museen und Sammlungen

2 Opernhäuser

58 Theater

3 große Orchester

Bruttoinlandsprodukt von München 1998 je Einwohner:  51.291 EUR

Münchner Marienplatz 
mit Neuem Rathaus
und Frauenkirche.

MÜNCHEN IN ZAHLEN UND FAKTEN
STAND 2000



� AdR – Ausschuss
der Regionen

Ein kurzes, informatives Leporello
über die eigenen Aufgaben und
Funktionen und Entscheidungs-
prozesse im Zusammenspiel der
Europäischen Institutionen gibt
der Ausschuss der Regionen he-
raus. Gemäß den Verträgen von
Maastricht und Amsterdam muss
der Ausschuss der Regionen zu
Fragen, die die Befugnisse der lo-
kalen und regionalen Gebietskör-
perschaften unmittelbar berühren,
von der Europäischen Kommissi-
on, vom Rat und vom Europäi-
schen Parlament gehört werden.
Die Arbeit des AdR wird über ver-
schiedene Fachkommissionen or-
ganisiert, denen die verschiede-
nen Politikfelder zugeordnet sind. 

Die sehr anschauliche Broschüre

ist zu beziehen bei: 

Ausschuss der Regionen, 

Rue Montoyer, 92 – 102, 

B-1000 Brüssel

Tel.: 00 32 - 2 - 282 22 11, 

Fax: 00 32 - 2 - 282 23 25

In ausführlicher Form informiert

der AdR auf seiner Website:

www.cor.eu.int

� Das Neue Tacis-
„Institution Buil-
ding Partnership
Programme
(IBPP)“

Das IBPP wurde von der Europäi-
schen Union (als Nachfolger des
LIEN- und des Tacis City Twinning
Programms) im Dezember des
letzten Jahres zur Unterstützung
der Entwicklung von NGOs, Non-
profit-Organisationen (NPOs), lo-
kalen und regionalen Behörden
und öffentlichen Einrichtungen in
den Tacis-Staaten etabliert. Es ba-
siert auf Partnerschaften und Aus-
tauschen zwischen Organisatio-
nen und Institutionen der EU- und
der Tacis-Staaten.

Das Programm umfasst zwei Arten
von Partnerschaften:
- „Support to Civil Society 

and Local Initiatives“ und
- „Key Institutions“.

Support to Civil Society and Local

Initiatives (Unterstützung der Zi-

vilgesellschaft und lokaler Initia-

tiven)

Ziel dieses Programms ist die Un-
terstützung des Aufbaus von Ka-
pazitäten und Kompetenzen für
den Übergang zur Marktwirtschaft
durch Kooperation von NGOs, lo-
kalen und regionalen Behörden
oder NPOs (wie Vereinigungen
von KMU oder Unternehmen, Han-
delskammern, Gewerkschaften,
Wirtschaftsverbänden u. ä.) aus
den 13 Tacis-Ländern und den EU-
Staaten.

Förderfähig sind Aktivitäten in den
Bereichen: Soziales, Zivilgesell-
schaft, lokale und  regionale Go-
vernance sowie lokale Wirt-
schaftsentwicklung in Form von
Training, Studienbesuchen, Veran-
staltungen, Publikationen, der
Entwicklung neuer Dienstleistun-
gen und anderer kapazitätsför-
dernder Maßnahmen für das Hu-
man- und Verwaltungspotenzial.

Zuschüsse sind in einer Höhe von
mindestens 100.000 bis maximal

200.000 EUR pro Projekt vorgese-
hen, wobei mindestens 20 Prozent
der Gesamtkosten kofinanziert
werden müssen. Die Projektlauf-
zeit beträgt 18 bis 24 Monate.

Der erste Aufruf zur Abgabe von
Angeboten erfolgte am 18. 12.
2001; Abgabefrist ist der 8. 4.
2002 (Amtsblatt der EG C 362/12
vom 18. 12. 2001).
Weitere Informationen unter:
http://europa.eu.int/comm/euro-
peaid/tender/index_en.htm 

Key Institutions (Schlüsselinsti-

tutionen)

Ziel des Programms ist die Förde-
rung der Verwaltungsreform in
Osteuropa durch Kooperations-
projekte zwischen öffentlichen
Einrichtungen (Schlüsselakteure
wie Ministerien, nationale Agentu-
ren, Rechtskörperschaften) aus
EU-Staaten und den Tacis-Ländern
Russland, Ukraine, Armenien und
Georgien.

Als mögliche Themenbereiche
werden genannt: die Rechtssyste-
me einschl. Wirtschaftsrecht,
Kampf gegen Wirtschafts- und or-
ganisierte Kriminalität, Grenzkon-
troll- und -managementsysteme
einschl. Asyl- und Migrationspoli-
tik, Verbraucherschutz und Nah-
rungsmittelkontrollen, Finanzkon-
trollen der öffentlichen Ausgaben.

Die Programmumsetzung soll
durch Beratungsaufenthalte von
EU-Experten und Training vor Ort
sowie durch Studienbesuche in
den entsprechenden Institutionen
der EU-Staaten erfolgen.

Der erste Aufruf wird voraussicht-
lich im Februar 2002 erfolgen.

AUF DEN PUNKT
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� EuropainMünchen
www.muenchen.de

Die Stadt München hat vor dem
Hintergrund mancher Skepsis im
Zusammenhang mit der Euro-Ein-
führung und der Erweiterung der
Europäischen Union eine aktuelle
Image-Broschüre herausgege-
ben, mit der die Stadt die positi-
ven Facetten ihrer Zugehörigkeit
zur Europäischen Union doku-
mentiert. München möchte damit
nicht nur die wesentlichen wirt-
schaftlichen Impulse, die von den

Aktivitäten der EU ausgehen, be-
tonen, sondern insbeson

dere auch auf die Bedeutung der
Europäischen Integration für den
Frieden auf diesem Kontinent hin-
weisen.

Kontakt: Euro Info Center 

Industrie- und Handelskammer

für München und Oberbayern

Max-Joseph-Straße 2

80333 München

Tel.: 00 49 - 89 - 511 63 09

Fax: 00 49 - 89 - 511 62 09

� Die Spanische
Ratspräsident-
schaft

Seit dem 1. Januar 2002 hat Spanien
die Europäische Ratspräsident-
schaft für das erste Halbjahr inne,
bevor dann Dänemark dieses Amt in
der zweiten Hälfte des Jahres über-
nehmen wird. Die Spanische Regie-
rung hat für ihre 6-monatige Amts-
zeit unter dem Motto „Mehr Euro-
pa“ ein Programm mit sechs Priori-
täten veröffentlicht. Als übergeord-
netes und generelles Ziel will Spani-
en die Beziehung zwischen den Bür-
gern und den europäischen Institu-
tionen verbessern. Zu den wichtigs-
ten Themen gehören: Kampf gegen
den Terrorismus, erfolgreiche Ein-
führung des EURO, Förderung des
Lissabon-Prozesses, Erweiterung
der EU, Außenbeziehungen – Euro-
pa in der Welt, Zukunftsdiskussion
zum Weißbuch „Europäisches Re-
gieren“. Zu den Highlights der spa-
nischen Präsidentschaft werden die
Konferenzen der Europäischen Räte
am 15. und 16. März in Barcelona so-
wie am 21. und 22. Juni in Sevilla ge-
hören. 
Der Gesamttext des spanischen

Programms „Mehr Europa“ ist

AUF DEN PUNKT
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� Erweiterung

Einen sehr guten Überblick in kompri-
mierter Form über die Erweiterung bietet
die Veröffentlichung der Europäischen
Kommission „Die Europäische Union –
Erweiterung“. Der Untertitel „Eine histo-
rische Gelegenheit“ bezeichnet das bis-
her in Europa einmalige Bestreben, diese
Chance und Herausforderung im 21. Jahr-
hundert positiv zu gestalten und gelin-
gen zu lassen. Die Integration des Konti-
nents mit friedlichen Mitteln voranzutrei-
ben und den Raum der Stabilität und des
Wohlstands auf neue Mitglieder auszu-
dehnen sind seit dem Europäischen Rat
von Luxemburg 1997 mit unverminderter

Anstrengung fortgesetzt worden. Die
Broschüre bietet neben dem histori-
schen Überblick ebenso Informationen
zu den Einzelaspekten der Heranfüh-
rungsstrategie sowie Zahlen und Fakten.
Die Broschüre ist über die Informations-
zentren der Europäischen Kommission in
den Bundesländern zu beziehen oder
auch im Internet verfügbar:

http://europa.eu.int/

comm/enlargement/index.htm

Für weitere Informationen: 

the Phare and Tacis Information Centre

Rue Montoyer 19, 

B- 1000 Brüssel

Tel.: 00 32 - 2 - 545 90 10   

Fax: 00 32 - 2 - 545 90 11 

E-mail: phare-tacis@cec.eu.int
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Schlusspunkt

Der französische Präsident Jac-

ques Chirac hat am 31. Dezember

2001 ein Dekret erlassen, demge-

mäß dem Europäischen Bürgerbe-

auftragten, Jacob Söderman, der

Orden des Chevalier der Légion

d'Honneur, verliehen wurde. Die

Légion d'Honneur ist die renom-

mierteste zivile bzw. militärische

Auszeichnung Frankreichs. 

Herr Söderman wurde vom Europä-
ischen Parlament im Jahre 1995

zum ersten Europäischen Bürger-
beauftragten gewählt und im Okto-
ber 1999 für eine weitere Fünfjah-
resperiode wiedergewählt. Der Mi-
nister für Europäische Angelegen-
heiten, Pierre Moscovici, schlug ihn
für diese Auszeichnung vor. In der
Kategorie Europäische Angelegen-
heiten wurden noch zwei in Frank-
reich wohnhafte ausländische
Staatsangehörige, neben sechs
weiteren in der Kategorie Ausländi-
sche Angelegenheiten, gewürdigt.

Der Europäische Bürgerbeauftragte erhält in Frankreich 

den Orden des Chevalier de la Légion d’honneur 
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Senatsverwaltung für Wirt-

schaft, Arbeit und Frauen

Perspektiven und Strategien für

die Entwicklung der Dienstleis-

tungsbeschäftigung

Der Buchtitel greift jenen des
von Jean Fourastié vor über

50 Jahren verfassten Werkes auf,
das für die Theorie der Dienstleis-
tungsgesellschaft bahnbrechend
werden sollte. Fourastié prokla-
mierte das Ende des Industriezeit-
alters und den Übergang in die „ter-
tiäre Zivilisation“. Das Thema
Dienstleistungen hat sich zu einem
wesentlichen Element in der Dis-
kussion um die Zukunft der deut-
schen Wirtschaft und der Beschäfti-
gung entwickelt. Unklarheit
herrscht jedoch über Dynamik und
Potenziale der Dienstleistungsbe-
schäftigung sowie über die Qualität
der in Zukunft entstehenden Ar-
beitsverhältnisse. Die von Baethge
und Wilkens herausgegebene Pub-
likation greift die aktuellen Debat-
ten auf und verbindet grundlegen-
de theoretische Aspekte mit akuten
Problemen.
Der erste Teil widmet sich dem Ver-
hältnis von Industrie- und Dienst-
leistungsgesellschaft. Mit Blick auf
unterschiedliche nationale Entwick-
lungsverläufe wird gezeigt, wie ver-
schiedene Grade von Tertiarisie-
rung auf institutionelle Arrange-
ments und Normen einer Gesell-
schaft zurückzuführen sind. Im Mit-
telpunkt steht die Konstituierung
des Informationssektors. Dieser –

und nicht der traditionelle Dienst-
leistungsbereich – trägt die eigent-
liche Beschäftigungsdynamik und
wirkt auf Veränderungen der Ar-
beitsverhältnisse hin.
Der zweite Teil ist auf innovative Be-
schäftigungsformen gerichtet.
Exemplarisch werden Chancen und
Risiken neuer Typen von Erwerbsar-
beit durchgespielt: Small Of-
fices/Home Offices, Call-Center und
Telearbeit. Untersucht wird zudem,
wie neue Technologien in traditio-
nellen Dienstleistungsbranchen
wirken und welche beschäftigungs-
relevanten Strategien sie bei den
Unternehmen auslösen.
Neben strukturellen Veränderun-
gen in zentralen Dienstleistungsfel-
dern widmet sich das Buch auch
Fragen von politischer Beeinfluss-
barkeit der Beschäftigung, z. B. an-
hand der Debatte um die Einrich-
tung eines transferpolitisch ge-
stützten Niedriglohnsektors. In den
europäischen – vergleichsweise
wissensintensiv produzierenden –
Volkswirtschaften ist das Problem
der Arbeitslosigkeit von Geringqua-
lifizierten besonders virulent. Wel-
che Bereiche bieten Geringqualifi-
zierten überhaupt noch eine Chan-
ce auf Beschäftigung? Und wie
kann diese gefördert werden? Wie
derzeit beschäftigungspolitisch er-
folgreiche Länder das Problem von
Strukturwandel und Massenar-
beitslosigkeit angehen, erfahren
die Leser/innen am Schluss. 

Der Publikation ging eine Reihe
durch das Bundesministerium für
Bildung und Forschung geförderter
Fachkonferenzen voraus, die zum
Thema „Dienstleistungen als Chan-
ce: Entwicklungspfade für die Be-
schäftigung“ stattgefunden haben.
Sie bietet einen umfassenden
Überblick über die aktuelle Dienst-
leistungsdebatte in Deutschland.
Martin Baethge und Ingrid Wil-
kens (Hrsg.)
Die große Hoffnung für das 21.
Jahrhundert? Perspektiven und
Strategien für die Entwicklung der
Dienstleistungsbeschäftigung.
Opladen 2001, 431 Seiten 
32,90 EUR, ISBN 3-8100-2570-4

Die große Hoffnung für das 21. Jahrhundert?
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